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Bonn, den 26. März 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bau eines Mosel-Saar-Pfalz-Rhein-Kanals 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Schmitt (Lock- 
weiler), Draeger, von Thadden und Genossen 
— Drucksache VI/514 — 


Die obengenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung an dem oben angeführten Beschluß 
des Bundeskabinetts vom 11. Februar 1969 fest? 


Der Beschluß der Bundesregierung vom 11. Februar 1969 ist 
nach einer eingehenden Erörterung der Struktur- und Standort- 
fragen des Saarlandes gefaßt worden. 


Auch die neue Bundesregierung hält an dem Beschluß vom 
11. Februar 1969 fest. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesverkehrs- 
ministers, nach der nicht mehr die Frage „ob ein Wasserstraßen- 
anschluß gebaut wird“, sondern allein die Frage, „wie vollendet 
wird, was heute hier (in Saarbrücken/St. Arnual am 3. Septem- 
ber 1969} begonnen wird", zu entscheiden ist? 


Diese Frage ist mit der Stellungnahme zu 1. beantwortet wor- 
den. 
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3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundeswirtsdiafts- 
ministers, nach der das Strukturprogramm Saar eine geeignete 
und ausreichende Kosten-Nutzen-Analyse darstellt (240. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 18. Juni 1969)? 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat in der Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 18. Juni 1969 folgendes ausgeführt: 


„Wenn es in der Resolution des Wirtschafts- und Struktur- 
beirats beim Ministerpräsidenten des Saarlandes heißt, 
daß der Beirat hofft, — wörtlich — 

daß diese Kosten-Nutzen-Analyse es der Bundesregie- 
rung und insbesondere dem Deutschen Bundestag er- 
möglicht, noch in dieser Legislaturperiode eine klare 
und eindeutige Entscheidung zu fällen, 

so kann ich, meine Damen und Herren, diese Feststellung 
nur unterstreichen." 


Die vom Deutschen Bundestag beschlossene Bundeshaushalts- 
ordnung vom 19. August 1969 verpflichtet die Bundesregierung, 
„bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beach- 
ten" und „für geeignete Maßnahmen von erheblicher finanziel- 
ler Bedeutung Nutzen-Kosten-Untersuchungen anzustellen". 


Siehe auch Stellungnahme zu 6. 


4. Ist der Saardurchstich nach Auffassung der Bundesregierung in 
Vollzug der Ziffer 2 des Beschlusses der Bundesregierung vom 
11. Febuar 1969 ein Teil des beschlossenen und auch bereits 
begonnenen Wasserstraßenanschlusses für das Saarland? 


Bei der Bewilligung der Mittel für den Saardurchstich Saar- 
brücken/St. Arnual haben in erster Linie Verbesserungen der 
strukturellen und wasserwirtschaftlichen Verhältnisse eine 
Rolle gespielt, insbesondere der Umstand, daß dadurch wert- 
volles Gelände für die Stadt Saarbrücken hochwasserfrei ge- 
schaffen wird. 


Der Saardurchstich ist aber selbstverständlich auch Teil des 
künftigen Wasserstraßenanschlusses, und zwar gleichgültig, 
wie dieser gestaltet wird. 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/582 


5. Wenn davon als selbstverständlich auszugehen ist, was hat 
dann die Bundesregierung dazu veranlaßt, die Bau- und Pla- 
nungskosten für den Bau des Saar-Pfalz-Rhein-Kanals statt im 
Einzelplan 12 im Einzelplan 60 auszubringen? 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
Sitzung am 2. Juli 1969 einem ersten Teilbetrag von 4 Millio- 
nen DM für den Saardurchstich Saarbrücken/St, Arnual zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß die Ausgabe im Einzelplan 60 
(„Allgemeine Finanzverwaltung") veranschlagt werden. Der 
Zusammenhang mit dem Saardurchstich veranlaßte die Bundes- 
regierung, auch den relativ geringen Betrag von 0,7 Millio- 
nen DM für „Planungsarbeiten im Rahmen der Untersuchung 
über den Bau eines Saar-Pfalz-Rhein-Kanals" im Einzelplan 60 
des Haushaltsentwurfs für 1970 auszubringen. 


6. Aus welchen Gründen hält die Bundesregierung die bereits vor- 
liegenden Berechnungen über die Wirtschaftlichkeit des Kanals 
(Kosten-Nutzen-Rechnung) für ergänzungsbedürftig? 


Sowohl für den Saar-Pfalz-Rhein-Kanal als auch für die Kanali- 
sierung der Saar liegen noch keine Kosten-Nutzen-Rechnungen 
vor. Es sind bisher lediglich Berechnungen über verschiedene 
einzelwirtschaftliche Wirkungen des geplanten Wasserstraßen- 
anschlusses für das Saarland vorhanden. Die Bundesregierung 
wird daher auf Grund ihrer Verpflichtung nach § 7 Abs. 2 der 
am 1. Januar 1970 in Kraft getretenen Bundeshaushaltsordnung 
eine umfassende Nutzen-Kosten-Untersuchung dieses Vorha- 
bens durchführen lassen, um dem Deutschen Bundestag die der 
gesamten Volkswirtschaft voraussichtlich entstehenden Kosten 
und Erträge der beiden Projektalternativen angeben zu kön- 
nen. 

Die bereits vorliegenden Berechnungen werden selbstverständ- 
lich in die Nutzen-Kosten-Untersuchung einbezogen werden. 


7. Hat die Bundesregierung die Prüfung der Auswirkungen eines 
Kanals für die künftige Entwicklung des Landes Rheinland- 
Pfalz insbesondere des Landesteils Pfalz bereits abgeschlossen? 


Die nach dem Kabinettbeschluß vom 11. Februar 1969 notwen- 
dige Prüfung der Auswirkungen eines Wasserstraßenanschlus- 
ses auf die künftige Entwicklung des Landesteiles Pfalz findet 
im Rahmen der durchzuführenden Nutzen-Kosten-Untersuchung 
statt. 


In Vertretung 

Witt rock 
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